Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2446 


Sachgebiet 301 


Mündlicher Beridit 

des Ausschusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(Vermittlungsausschuß) 

zu dem Gesetz zur Änderung 
des Deutschen Richtergesetzes 

— Drucksachen Vl/665, Vl/1380, Vl/2269, Vl/2414 — 

Berichterstatter Berichterstatter 

im Bundestag: im Bundesrat: 

Abgeordneter Dr. Arndt Senator Dr. Heinsen 

(Hamburg) 


Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 131. Sitzung am 24. Juni 
1971 beschlossene Gesetz zur Änderung des Deutschen Richter- 
gesetzes — Drucksachen W665, VI/1380, VI/2269 — wird nach 
Maßgabe der in der Anlage zusammengefaßten Beschlüsse ge- 
ändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Ver- 
mittlungsausschuß beschlossen, daß im Deutschen Bundestag 
über die Änderungen gemeinsam abzustimmen ist. 


Bonn, den 15. Juli 1971 


Der Vermittlungsausschuß 


Höcherl 

Vorsitzender 


Dr. Arndt (Hamburg) Dr. Heinsen 

Berichterstatter 
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Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Anlage 


Gesetz zur Änderung des Deutschen Richtergesetzes 


Artikel I 

Änderung des Deutschen Richtergesetzes 

1. Zu Nummer 2 (§ 5 a) 

In § 5 a Abs. 2 ist Satz 5 zu streichen. 

2. Zu Nummer 2 (§ 5 d) 

§ 5 d ist zu streichen. 

Artikel II 

Änderung anderer Gesetze 

3. Zu Nummer 1 Buchstabe h (§ 14 b des Beamten- 

rechtsrahmen- 

gesetzes) 

§ 14 b ist wie folgt zu fassen: 

„§ 14 b 

Auf die Ausbildung für den höheren allgemei- 
nen Verwaltungsdienst nach § 13 Nr. 3, § 14 
Abs. 1 und 2 oder § 14 a kann nach Maßgabe des 
§ 5 c des Deutschen Richtergesetzes eine erfolg- 
reich abgeschlossene Ausbildung für den gehobe- 
nen Justizdienst oder für den gehobenen nicht- 
technischen Verwaltungsdienst angerechnet wer- 
den." 


4. Zu Nummer 2 Buchstabe c (§ 19 Abs. 1 Sätze 2 

und 3 des Bundes- 
beamtengesetzes) 

§ 19 Abs. 1 Satz 3 ist wie folgt zu fassen: 

„Auf die Ausbildung nach Satz 1 oder Satz 2 
kann nach Maßgabe des § 5 c des Deutschen Rich- 
tergesetzes eine erfolgreich abgeschlossene Aus- 
bildung für den gehobenen Justizdienst oder für 
den gehobenen nichttechnischen Verwaltungs- 
dienst angerechnet werden." 

5. Zu Nummer 3 Buchstabe b {§ 5 Abs. 1 Sätze 2 

und 3 des Steuerbe- 
amten-Ausbildungs- 
gesetzes) 

§ 5 Abs. 1 Satz 3 ist wie folgt zu fassen: 

„Auf die Ausbildung nach Satz 1 oder Satz 2 kann 
nach Maßgabe des § 5 c des Deutschen Richter- 
gesetzes eine erfolgreich abgeschlossene Aus- 
bildung für den gehobenen Justizdienst oder für 
den gehobenen nichttechnischen Verwaltungs- 
dienst angerechnet werden." 

Artikel III 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

6. Zu § 5 

§ 5 Satz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„Die übrigen Vorschriften treten neun Monate 
nach Verkündung dieses Gesetzes in Kraft." 
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